

N i e d e r s c h r i f t 

über die Sitzung der Ratsversammlung am 13. Juni 1991




Rathaus, Ratssaal 





Öffentliche Sitzung  

Beginn: 15.10      Uhr



                        Ende: 18.24      Uhr

Sitzungsunterbrechung:

17.37 bis 18.10 Uhr

Vorsitz:

Stadtpräsidentin Reyer

1. Schriftführer/in:

Ratsfrau Schalow

Ratsherr Kühlmorgen

2. Schriftführer/in:

Ratsherr Witt

Ratsfrau Lebert

Ratsmitglieder :

Frau Aschmoneit-Lücke, Biallowons, Breitkopf, 

Diekelmann, Diesel, Diester, Dittrich, Finger, Gebhardt, Gerdau, Dr. Graner, Dr. Haass, 



Frau Hanowski-Zabel, Frau Jöhnk, Kaiser,

Frau Krabbenhöft, Krumrey, Frau Kühl, Kühlmorgen, Frau Lange, Frau Lebert, Frau Lentz, 



Frau Lindner, Löwner, Moriz, Nieländer, 



Frau Nitschke-Frank, Frau Pfitzner, Plath, 

Frau Potjans, Raupach, Dr. Reimers, Frau Reyer, Rogacki, Frau Schalow, Schmidt-Brodersen, 

Frau Schuckenböhmer, Schultz, Frau Siebke, Silz, Sonderfeld, Stein Tewes, Tovar, Voigt, 



Frau Volquartz, Witt, Wulff, Wunder 

Es haben sich entschuldigt:  
Herr Dr. Graner, Herr Moriz, Herr Plath, Herr Krumrey, Frau Potjans, Frau Lange, Herr Rogacki, Herr Wulff, Herr Stein, Frau Nitschke-Frank, Herr Nieländer

Anwesende hauptamtliche 

Oberbürgermeistere Luckhardt, Bürgermeister Dr. Möllenhoff,



Stadtrat Dr. Kirschnick,

Stadtrat Schirmer,

Stadtrat Schroedter,

Außerdem sind anwesend:

Mitglieder der Ortsbeiräte, Amtsleiter/innen und 

weitere Mitarbeiter/innen der Landeshauptstadt Kiel  

Die Niederschrift 

wurde gefertigt von:

Herrn Thode (Hauptamt)  

1. Eröffnung der Sitzung und Feststellung der Beschlußfähigkeit

Stadtpräsidentin   R e y e r    (SPD) eröffnet die Sitzung und teilt mit, daß sich 11 Ratsmitglieder entschuldigt haben und somit zu Beginn der Sit​zung 39 Ratsmitglieder anwesend sein müßten.


Sie stellt die Beschlußfähigkeit fest.


Als Gäste begrüßt Stadtpräsidentin Reyer Herrn Voigt, Präsident der Bürger-


schaft Stralsund, und Frau Richter, Mitglied der Bürgerschaft und Präsi-


diumsmitglied.


Der Präsident der Bürgerschaft Stralsund, Herr Voigt, spricht Grußworte an


die Ratsversammlung.


Vor Eintritt in die Tagsordnung stellt Stadtpräsidentin Reyer die neue Vor-


zimmerkraft im Büro der Stadtpräsidentin, Frau Inge Nosty, vor.


Frau Nosty hat bisher im Vorzimmer des Amtsleiters des Sozialamtes gearbei-


tet, davor im Liegenschaftsamt und Jugendamt.

Stadtpräsidentin Reyer teilt mit, daß den Damen und Herren Ratsmitgliedern ein Muster-Exemplar des "Kieler Ferienpasses 1991" sowie die Kieler-Woche​Unterlagen auf den Tisch gelegt worden sind. Sie dankt der Verwaltung, daß diese diesmal in einem Leinenbeutel verstaut worden sind.

2. Bürgeranfragen 

a)  Pachtvertrag "Forstbaumschule"                           - Drs. 357 -



------------------------------ 



Hierzu liegt folgende Bürgeranfrage von Herrn Ralf Thiele vor:



"Sehr geeherte Damen und Herren!

Mit Ende des Monats September 1992 läuft der Pachtvertrag mit der Stadt Kiel, der die Bewirtschaftung des Restaurants "Forstbaumschule" regelt, aus. Die derzeitigen Unterpächter, Herr Stefan Kreh und Herr William Steen, bemühen sich seit mehreren Jahren vergeblich um eine Zusage auf Fortsetzung des Pachtverhältnisses. Bis heute hat die Stadt Kiel sich zu keiner Entscheidung entschließen können, was auf allgemeines Unver​ständnis gestoßen ist; nebulöse Äußerungen des Liegenschaftsamtsleiters haben Verärgerung ausgelöst.

Wir haben berechtigten Anlaß um den gesicherten Fortbestand der "Forst​baumschule" zu füchten, da das Restaurant zum Spielball undurchsichti​ger Interessenkämpfe geworden ist. Wir geben in diesem Zusammenhang zu bedenken, daß das Lokal vor 1984 schon einmal nur noch in dürftiger Weise geöffnet war und weisen darauf hin, daß das unter Denkmalschutz stehende Gebäude als ein außerordentlich beliebter Treffpunkt für Ange​hörige aller Schichten und Altersgruppen der Kieler Bevölkerung unbe​dingt zu erhalten ist.

Keine(r) der Unterzeichner(innen) gehört zum Kreis der Pachtinteressen​ten. Wir bitten um Beantwortung der folgenden Fragen.

1. Warum hat die Stadtverwaltung es bislang - trotz wiederholter Bitten der jetzigen Pächter - versäumt, einen neuen Pachtvertrag auszuar​beiten, obwohl sie wissen mußte, daß ihr zögerliches Verhalten ge​plante Investitionen blockieren würde?



2. Was hindert die Stadt, den Pächtern Kreh und Steen, die in den ver-

gangenen Jahren durch ihr Engagement die "Forstbaumschule" zu einem wirtschaftlich erfolgreichen und in der Gunst und Beliebtheit der Kieler Bevölkerung hoch angesehenen Restaurant gemacht haben, eine Fortsetzung der Pacht zu Konditionen anzubieten, die ihnen erlauben, den Betrieb in der jetzigen Formn weiterzuführen?

3. Welche der Öffentlichkeit bislang vorenthaltenen Überlegungen hat die Stadt mit der "Forstbaumschule" und hat sie dabei bedacht, daß die überwiegende Zahl der Gäste grundlegende konzeptionelle Änderun​gen offensichtlich gar nicht wünscht und durch Anhebung des Pacht​zinses verursachte Preiserhöhungen entschieden ablehnen wird?



Mit freundlichen Grüßen"

Bürgermeister Dr.   M ö l l e n h o f f   (CDU) antwortet im Namen des Magistrates.



Eine Zusatzfrage wird ebenfalls beantwortet.



Die Antwort ist diesem Tagesordnungspunkt nachgeheftet.

3. Aktuelle Stunde


Es sind keine Themen angemeldet worden.


Die Aktuelle Stunde entfällt damit.

4. Genehmigung der Tagesordnung


Stadtpräsidentin   R e y e r    (SPD) teilt mit, daß die Tagesordnung


rechtzeitig zugestellt worden ist.


Mit einer Zusammenstellung, die diesem Tagesordungspunkt nachgeheftet ist,


ist weiteres Beratungsmaterial auf den Tisch gelegt worden.

Außerhalb der Zusammenstellung ist der Antrag zu Punkt 8. a) - Stellungnah​me der Stadt Kiel zu den Truppenreduzierungsplänen des Bundesverteidigungs​ministeriums - Drs. 390 - auf den Tisch gelegt worden.


Aus der gestrigen Magistratssitzung haben sich folgnede Änderungen ergeben:


Öffentliche Sitzung

Punkt  9  -  Hauptsatzung der Landeshauptstadt Kiel          - Drs. 378 -






- im Magistrat zurückgestellt -

Punkt 30  -  Teillandschaftsplan Russee/Drachensee           - Drs. 360 -






- im Magistrat zuzrückgestellt -


Diese Vorlagen stehen damit heute nicht zur Beratung an.


Nichtöffentliche Sitzung

Punkt  2  -  Grundstücksangelegenheit                        - Drs. 385 -






- im Magistrat vertagt -


Dieser Punkt wird evtl. in der heutigen Sondersitzung des Magistrats bera-


ten.


Stadträtin
S i e b k e    (SPD) beantragt namens ihrer Fraktion Vertagung


der Punkate

19 - Neubau einer Grundschule in Hassee/                     - Drs. 370 -




Errichtung der 3. Integrierten Gesamtschule -


und

26 - Beschäftigungsprojekt Naturnahe Stadtbegrünung          - Drs. 376 -


Diese Punkte stehen damit ebenfalls nicht zur Beratung an.

Stadtpräsidentin   R e y e r    (SPD) teilt mit, daß in der gestrigen Magi​stratssitzung vereinbart worden ist, in einer Pause der heutigen Ratssit​zung eine Magistratssitzung stattfinden zu lassen.


In dieser Magistratssitzung sollen auch die Punkte

20 - Sanierung und Erweiterung der Realschule Pries          - Drs. 288 -


sowie 2 der nichtöffentlichen Sitzung 

- Grundstücksangelegenheit                                   - Drs. 385 -


beraten werden.

Diese Punkte bleiben zunächst einvernehmlich auf der Tagesordnung der heu​tigen Sitzung der Ratsversammlung; sie können heute beraten werden, wenn der Magistrat heute darüber beschlossen hat.

Stadtpräsidentin Reyer wird deshalb die Ratsversammlung rechtzeitig vor Punkt 20 unterbrechen, damit eine vorherige Beratung im Magistrat erfolgen kann.


Stadtpräsidentin Reyer teilt mit, daß es sich bei allen nachgereichten An-


trägen und Vorlagen um dringende Angelegenheiten handelt.

Die Ratsversammlung stimmt der Dringlichkeit in allen Fällen einstimmig mit mehr als 2/3 der gesetzlichen Zahl der Mitglieder der Ratsversammlung zu.


Weitere Anträge zur Tagesordnung liegen nicht vor.


Stadtpräsidentin Reyer stellt die Genehmigung der Tagesordnung in der nun


vorliegenden Form fest.

5. a)  Genehmigung der Langniederschrift über die Sitzung der Ratsversammlung am 13. Dezember 1990



Die Langniederschrift hat ausgelegen.



Einwendungen wurden nicht erhoben.

Stadtpräsidentin   R e y e r    (SPD) stellt die Genehmigung der Lang​niederschrift fest.

b)  Genehmigung der Niederschriften über die Sitzung der Ratsversammlung 



vom 18./19. April und 15. Mai 1991



Die Niederschriften haben ausgelegen.



Einwendungen wurden nicht erhoben.



Stadtpräsidentin Reyer stellt die Genehmigung der Niederschriften fest.

6. Mitteilungen der Stadtpräsidentin


Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, an dem vom 3. bis 4. Ju-


li 1991 im Kieler Rathaus stattfindenden Bundestreffen der Deutschen Soli-

daritätsstädte mit Hiroshima und Nagasaki werden nach dem bisherigen Anmel​destand Vertreterinnen und Vertreter aus über 50 Städten, darunter eine De-


legation aus Hiroshima, teilnehmen.


Die Tagung beginnt am 3. Juli 1991 um 13.30 Uhr. Am Abend ist ein großes


Friedens- und Kulturfest im Kulturviertel vorgesehen.


Detaillierte Einladungen werden in der nächsten Woche verschickt.


Stadtpräsidentin Reyer bittet, sich den Termin vorzumerken und zahlreich an


den Veranstaltungen teilzunehmen.


Kenntnis genommen.

7. Mitteilungen des Magistrats und des Oberbürgermeisters 

a)  Bericht über die Erkundung der Ruine des                 - Drs. 381 -



U-Boot-Bunkers und die vorgesehenen Maßnahmen



zur Gefahrenbeseitigung



--------------------------------------------- 



Kenntnis genommen.

Ein Abdruck dieser allen Mitgliedern der Ratsversammlung vorliegenden Mitteilung des Hafen- und Wirtschaftsdezernenten ist in der dieser Nie​derschrift vorgehefteten Kurzniederschrift enthalten.

b)  Beschäftigung von Schwerbehinderten                      - Drs. 388 -



bei der Landeshauptstadt Kiel



----------------------------------- 



Kenntnis genommen.

Ein Abdruck dieser allen Mitgliedern der Ratsversammlung vorliegenden Mitteilung des Personalamtes ist in der dieser Niederschrift vorgehef​teten Kurzniederschrift enthalten.

8. Anträge der Fraktion 


a)  Interfraktioneller Antrag zu den Truppen-
- Drs. 390 -



reduzierungsplänen des Bundes-



verteidigungsminiteriums



----------------------------------------- 



Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor

Das Material wurde außerhalb einer Zusammenstellung auf den Tisch ge​legt.



Die Dringlichkeit wurde bei der Genehmigung der Tagesordnung anerkannt.

Dieser interfraktionelle Antrag wird gemeinsam mit dem nachgehefteten Ergänzungsantrag - Drs. 427 - beraten und zur Abstimmung gestellt.



Beschluß über Drs. 427: siehe dort 



Beschluß über Drs. 390: Nach Antrag - mit Mehrheit.

Hierzu liegt ein Zusatzantrag  der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor.




- Drs. 427 -



Der Antrag wurde innerhalb einer Zusammenstellung auf den Tisch gelegt.



Die Dringlichkeit wurde bei der Genehmigung der Tagesordnung anerkannt.

Dieser Ergänzungsantrag wird gemeinsam mit dem vorgehefteten interfrak​tionellen Antrag - Drs. 390 - beraten und zur Abstimmung gestellt.



Beschluß über Drs. 390: siehe dort 



Beschluß über Drs. 427: Abgelehnt - mit Mehrheit.


b)  Prüfung der hafenwirtschaftlichen
- Drs. 391 -



Tauglichkeit von Bundeswehrflächen



---------------------------------- 



Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

Der Magistrat wird aufgefordert, die Ende 1989 beschlossene Prüfung der Bundeswehrflächen auf ihre hafenwirtschaftliche Tauglichkeit so schnell wie möglich abzuschließen und der Selbstverwaltung das Ergebnis vorzu​legen.



Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-


c)  Schiffsentsorgung in der Ostsee
- Drs. 325 -



------------------------------- 



Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:

Die Bundesregierung wird aufgefordert, die kostenlose Schiffsentsorgung in den deutschen Seehäfen nach MARPOL auch künftig sicherzustellen.



Beschluß über den Änderungsantrag: 



Abgelehnt - mit Mehrheit.



Beschluß über Drs. 325 in der ursprünglichen Fassung:



Nach Antrag - einstimmig.


d)  Ausschreibung der Stelle der Verwaltungskraft
- Drs. 336 -



im Gleichstellungsbüro



--------------------------------------------- 


Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

Die seit dem 01.04.91 unbesetzte Stelle der Verwaltungsfachkraft/Vergü​tungsdgruppe BAT Vc/Vb wird unverzüglich ausgeschrieben und zum nächst​möglichen Zeitpunkt wiederbesetzt.


Zurückgezogen.

e)  Umbesetzung im Umlegungsausschuß                         - Drs. 382 


​-------------------------------- 


Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:


1) Anstelle von Ratsherr Arne Wulff 



wird 



Ratsherr Dr. Horst Reimers als Vorsitzender 



in den o. g. Ausschuß gewählt.


2) Anstelle von Ratsherr Dr. Horst Reimers 



wird 



Ratsherr Reimer Tewes als Stellvertreter 



in den o. g. Ausschuß gewählt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

f)  Nutzung von Einbahnstraßen durch                         - Drs. 383 


​Radfahrer in Gegenrichtung


-------------------------------- 


Hierzu liegt folgender Antrag  der F.D.P.-Ratsfraktion

Einbahnstraßen werden in Kiel für Radfahrer in Gegenrichtung freigege​ben.


Hierzu liegt folgender Zusatzantrag  der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

Der vorliegende Antrag wird wie folgt ergänzt: "Die Verwaltung wird ge​beten, in Zusammenarbeit mit dem Fahrrad-Forum einen rechtlich und sachlich umsetzungsfähigen Vorschlag hierfür zu erarbeiten".

Ratsherr   S o n d e r f e l d   (SPD) beantragt Überweisung der Anträ​ge - Drs. 383 und 422 - in den Bau- und Ordnungsausschuß.


Beschluß über diesen Geschäftsordnungsantrag: 


Angenommen - mit Mehrheit.

g)  Pädagogische Hochschule in Kiel                          - Drs. 392 ​


------------------------------- 


Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:

Die Verlagerung der Pädagogischen Hochschule Kiel nach Flensburg, wie sie im Referentenentwurf zum "Landeshochschulplan Schleswig-Holstein" favorisiert wird, wird von der Landeshauptstadt Kiel aus bildungspoli​tischen Gründen abgelehnt.

Diesen Standpunkt soll die Stadt gegenüber der Landesregierung zum Aus​druck bringen.

Ratsfrau   V o l q u a r t z    (CDU) teilt mit, ihre Fraktion stimme dem Punkt 5 sowie dem vorletzten Absatz der Begründung nicht zu, werde dem Antrag aber insgesamt zustimmen.

Ratsfrau   H a n o w s k i - Z a b e l    (DIE GRÜNEN) beantragt, den bisher vorliegenden Antrag als Ziff. 1 zu übernehmen und den Antrag um folgende Ziffern II und III zu ergänzen:

"II. Die Landeshauptstadt Kiel begrüßt die in der Stellungnahme der Pädagogischen Hochschule vom 17. Mai 1991 entwickelten Vorschläge

als Ansatz für eine Lösung, die allen Interessen gerecht werden kann.

III. Insbesondere erwartet sie von der Landesregierung, daß die von

der Pädagogischen Hochschule gewünschte ExpeertInnen-Kommission "Hochschulen und Lehrerbildung in Schleswig-Holstein" realisiert wird."


Beschluß über Drs. 392 mit der vorgetragenen Ergänzung: 


- einstimmig -

h)  Familien-Wochenend-Ticket                                - Drs. 393 ​


------------------------- 


Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:

Der Magistrat wird beauftragt, mit den in den Tarif- und Verkehrsge​meinschaften Kieler Umland und Kreis Plön zusammenarbeitenden Verkehrs​unternehmen


Autokraft GmbH 


Deutsche Bundesbahn 

Kieler Verkehrs AG Verkehrsbetriebe Kreis Plön GmbH

über ein gemeinsames tarifliches Sonderangebot "Familien-Wochenend-Tik​ket" zu verhandeln.

Dieses Ticket sollte außerhalb der Geltung des Sommerfahrplanes der Fördeschiffahrt der Kieler Verkehrs-AG an allen übrigen Wochenenden des Jahres gelten und die Mitnahme von bis zu 2 Erwachsenen sowie bis zu

4 Kindern im Alter von höchstens 15 Jahren ermöglichen. Der Preis die​ses Tickets sollte zwischen 20,-- DM und 30,-- DM liegen. Das Ticket sollte jeweils sonnabends und sonntags die uneingeschränkte Benutzung der Verkehrsmittel der genannten Verkehrsunternehmen im Bereich der be​stehenden Tarif- und Verkehrsgemeinschaften beinhalten. Eine Ausdehnung auf die Bus- und Bahnlinien der Verkehrsunternehmen im Kreis Rendsburg​Eckernförde außerhalb des Verbandes Kieler Umland sollte angestrebt werden.


Ratsherr   W i t t   (CDU) beantragt Überweisung in den Wirtschafts-


und Finanzausschuß.


Beschluß über diesen Geschäftsordnungsantrag: 


Abgelehnt - mit Mehrheit. 


Beschluß über Drs. 393: 


Nach Antrag - mit Mehrheit.

i)  Städtebauliche Entwicklung auf dem                       - Drs. 394 ​


ehemaligen Schlachthofgelände


---------------------------------- 


Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion

Der Magistrat, insbesondere der Stadtbaurat, wird gebeten, dem Bauaus​schuß und dem Ortsbeirat Gaarden ein neues, überarbeitetes Konzept für die zukünftige Nutzung des südlichen Hörnbereiches (ehemaliges Schlachthofgelände) vorzulegen. Dabei ist zu berücksichtigen, daß die Landesregierung die bisher gemeinsam getragene Planung aufgegeben hat und sich daher nicht alle für diesen Bereich angestrebten Vorhaben rea​lisieren lassen.


Beschluß:     A b g e l e h n t  - mit Mehrheit -

j)  Schulbauunterhaltung in der Stadt Kiel                   - Drs. 395 


​-------------------------------------- 


Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:

Die von der Ratsversammlung beschlossene 10 %ige Haushaltssperre wird für den Bereich der baulichen Unterhaltung aufgehoben, und die dadurch freiwerdenden Mittel werden für die Unterhaltung von Schulen zweckge​bunden.



Deckungsvorschlag: 



Mehreinnahmen bei der Gewerbe- und Einkommensteuer.



Beschluß:     A b g e l e h n t  - mit Mehrheit -

k)  Maßnahmen gegen rechtsradikale Gewaltaktionen            - Drs. 396 -



--------------------------------------------- 

Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

a) Der Magistrat wird gebeten, die Bemühungen der Ortsbeiräte Krons​burg/Wellsee/Rönne und Hassee/Vieburg bei der Bewältigung der rechtsradikalen Gewaltaktionen nach Kräften zu unterstützen.

b) Der Magistrat wird gebeten, der Ratsversammlung bis nach der Sommer​pause einen Bericht darüber vorzulegen,

- in welcher Weise die in der von der Landeshauptstadt Kiel in Auf​trag gegebenenen Studie "Rechtsextremismus und Gewalttendenzen in der Kieler Jugendszene" (Kiel, August 1990) enthaltenen Maßnahmen​vorschläge und Empfehlungen (Seiten 91 - 104) verwirklicht werden können bzw. sollen, und 

- mit welchen konkreten Maßnahmen darüber hinaus dem Problem "Rechtsradikalismus und Gewalttendenzen in der Jugendszene" von der Landeshauptstadt Kiel begegnet werden soll.

Stadtrat   R a u p a c h   (SPD) beantragt Überweisung in den Jugend​wohlfahrtsausschuß.



Beschluß über diesen Geschäftsordnungsantrag: 



Angenommen - mit Mehrheit.

l)  Beschäftigung von Honorarkräften  in den                 - Drs. 423 -



Einrichtungen des Jugendamtes



---------------------------------------- 

Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

Die Mittelkürzung von 20 % bei den Ansätzen für Honorarkräfte des Ju​gendamtes (Gruppierung 416/Sonstige Beschäftigungsentgelte) des Haus​haltsjahres 1991 wird aufgehoben.

Dieser Antrag wurde innerhalb einer Zusammenstellung auf den Tisch ge​legt.



Die Dringlichkeit wurde bei der Genehmigung der Tagesordnung anerkannt.

Stadtrat   R a u p a c h   (SPD) beantragt Überweisung in den Jugend​wohlfahrtsausschuß, Stadtrat   S c h i r m e r   (SPD) beantragt zu​sätzlich Überweisuzng in Personal- und Finanzausschuß.



Beschluß über diese Geschäftsordnungsanträge: 



Angenommen - mit Mehrheit.

9. Betreff:  Neufassung der Hauptsatzung                         - Drs. 378 -


Berichterstatter:  Ratsherr Biallowons


Antrag:
1. Die als Anlag ebeigefügte Neufassung der Hauptsatzung der Lan-






deshauptstadt Kiel wird beschlossen.





2. Die Verwaltung wird ermächtigt, die Hauptsatzung in der geänder-






ten Fassung neu herauszugeben.


Beschluß:  Zurückgestellt

10. Betreff: Jahresrechnung 1989 mit Schlußbericht               - Drs. 340 ​



des Rechnungsprüfungsamtes


Berichterstatter: Ratsherr Dr. Graner


Antrag:
1. Der Jahresrechnung nach § 95 GO i.d. F. vom 2. April 1990




(GVOBl. Schl.-H., S. 159) wird




im Verwaltungshaushalt 




in den Einnahmen mit
765.991.623,17 DM 




in den Ausgaben mit
771.262.293,55 DM 




somit mit einem Fehlbetrag von
  5.270.670,38 DM




im Vermögenshaushalt 




in den Einnahmen mit
141.761.958,83 DM 




in den Ausgaben mit
141.761.958,83 DM 





ausgeglichen




zugestimmt.



2. Beitrag des Städtischen Krankenhauses

Das Städt. Krankenhaus schließt das Wirtschaftsjahr 1989 gem. Gewinn- und Verlustrechnung zum 31.12.1989 mit einem positiven Jahresergebnis von 156.438,-- DM ab, das in die Eröffnungsbilanz des Wirtschaftsjahres 1990 vorgetragen wurde.

Durch Beschluß der RV vom 07.06.90 wurde der in 1988 im wesent​lichen durch die Anlauf- und Umstellungskosten bei Inbetriebnah​me des Neubaues entstandene Bilanzverlust in Höhe von 2.791.586,94 DM auf das Wirtschaftsjahr 1989 übertragen.

Der in 1989 erzielte Gewinn vermindert somit den in der Bilanz zum 31.12.89 ausgewiesenen Bilanzverlust auf 2.635.148,94 DM.

Von nachstehendem uneingeschränkten Bestätigungsvermerk der Bal​tic Revisions- und Treuhandgesellschaft mbH, Wirtschaftsprü​fungsgesellschaft für den Jahresabschluß zum 31.12.89 wird Kenntnis genommen:

"Die Buchführung, der Jahresabschluß und der Jahresbericht für das Städt. Krankenhaus entsprechen nach unserer pflichtgemäßen Prüfung den gesetzlichen Bestimmungen.

Der Jahresabschluß vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Krankenhauses."



3. Der Schlußbericht des Rechnungsprüfungsamtes über die Prüfung

der Jahresrechnung 1989 sowie die Anlage des Kämmerei- und Steu​eramtes "Abschlüsse und Erläuterungen zur Jahresrechnung 1989 der Landeshauptstadt Kiel" werden zur Kenntnis genommen.



4. Dem Magistrat wird gem. § 95 GO Schl.-H. i.d.F. vom

2. April 1990 (GYVOBl. Schl.-H., S. 159) für die Haushaltswirt​schaft des Rechnungsjahres 1989 Entlastung erteilt.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

11. Betreff: Überplanmäßige Ausgabe bei der                      - Drs. 379 ​Haushaltsstelle 023.641


Berichterstatter: Oberbürgermeister Luckhardt

Antrag:  Bei der Haushaltsstelle 023.641 - Haftpflichtschadensleistungen

einschl. Umlagen für den Haftpflichtschadenausgleich - wird einer überplanmäßigen Ausgabe bis zur Höhe von 180.000,-- DM zugestimmt. Die Ausgabe wird gedeckt durch Mehreinnahmen von 50.000,-- DM von den Stadtwerken Kiel AG bei der HHSt. 023.1650 - Erstattungen für Haftpflichtselbstversicherung - und von 130.000,-- DM bei der HHSt. 900.01 - Gemeindeanteil an der Einkommensteuer -.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

12. Betreff: Überplanmäßige Ausgabe bei der                      - Drs. 380 ​Haushaltsstelle 023.655


Berichterstatter: Oberbürgermeister Luckhardt

Antrag:  Bei der Haushaltsstelle 023.655 - Sachverständigen-, Gerichts- und ähnliche Kosten - wird einer überplanmäßigen Ausgabe bis zur Höhe von 60.000,-- DM zugestimmt.

Die Ausgabe wird gedeckt durch Mehreinnahmen in gleicher Höhe bei der Haushaltsstelle 900.01 - Gemeindeanteil an der Einkommensteu​er -.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

13. Betreff: Bestimmungen über die Verleihung des                - Drs. 371 ​Umweltpreises der Landeshauptstadt Kiel


Berichterstatter: Stadtrat Schirmer

Antrag:  Dem beigefügten Entwurf der Bestimmungen über die Verleihung des Umweltpreises der Landeshauptstadt Kiel wird zugestimmt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

14. Betreff: Gebührensatzung für das Schlachthaus                - Drs. 372 




​in Kiel-Wellsee


Berichterstatter: Stadtrat Schirmer

Antrag:  Die anliegende 8. Nachtragssatzung zur Gebührensatzung für das Kieler Schlachthaus in Kiel-Wellsee wird beschlossen.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

15. Betreff: Deponie Schönwohld                                  - Drs. 373 -



- Herrichtung der Ersatzfläche -


Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer

Antrag:  Der Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe bei der HHSt. 72.005.951 - Herrichtung der Ersatzfläche - in Höhe von 1.484.000,-- DM wird zugestimmt.

Die Mehrausgabe wird gedeckt durch Einsparungen in gleicher Höhe bei der HHSt. 72.013.951 - Sickerwasserbehandlungs- und Gasnut​zungsanlage -.

Beschluß:
Nach Antrag - einstimmig -

16. Betreff: Einrichtung eines Sammelsystems für
 - Drs. 374 -



Dosen/Metalle aus dem Hausmüll


Berichterstatter: Stadtrat Schirmer

Antrag:  Die Firma Vertriebsgesellschaft Rohstoffhandel Kiel GmbH & Co.,

Howaldtstr. 15, 2300 Kiel, wird damit beauftragt, im Kieler Stadt​gebiet an zentralen Stellen Behälter zur getrennten Erfassung von Dosen und Metallen aufzustellen.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

17. Betreff: Kompostierungsversuch Altenholz
 - Drs. 387 -


Berichterstatter: Stadtrat Schirmer

Antrag:  Der Leistung überplanmäßiger Ausgaben gem. § 82 Gemeindeordnung



wird zugestimmt:



"

72.521    - Betriebsgerät u. andere 






Gebrauchsgegenstände
264.900,-- DM 



"

72.530    - Mieten für Räume
  6.600,-- DM 



"

72.531    - Mieten f. d. Benutzung 






von EDV-Anlagen
  6.000,-- DM 



"

72.595    - Öffentlichkeitsarbeit
150.000,-- DM

427.500,-- DM =============

Der Betrag wird gedeckt durch Minderausgaben in gleicher Höhe bei der HHSt. 72/676 (an private Unternehmen).


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

18. Betreff: Toni-Jensen-Schulen
          - Drs. 212 -



a) Sanierung/Ersatz der Altbauten



b) Neubau des Oberstufengeländes


Berichterstatter: Stadtschulrat Zimmer


Antrag:
1. Im Schulkomplex Toni-Jensen-Schulen werden




a) am Hauptgebäude Dächer, Fenster und Fassaden saniert 

b) die Klassenzeilen (22 Klassen) abgerissen und durch Neubauten ersetzt.



2. Im Zuge der Ersatzbauten werden Räume für die Oberstufe der Ge-




samtschule errichtet.



3. Für die Neubauten gilt das beigefügte Raumprogramm vorbehaltlich




der Zustimmung durch die Schulaufsicht.



4. Die Bauverwaltung wird beauftragt, Bauunterlagen zu erstellen.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

19. Betreff: Neubau einer Grundschule in Hassee /
- Drs. 370 -




Errichtung der dritten integrierten Gesamtschule


Berichterstatter:  Stadtschulrat Zimmer


Antrag:
1. Der Neubau der Grundschule einschließlich der Außenstelle der

Sprachheilgrundschule wird auf dem Gelände der ehemaligen Kies​grube zwischen dem Sportplatz an der Theodor-Heuss-Schule und




der Rudolf-Steiner-Schule - Anlage 2 - Fläche A - errichtet



2. Die Verwaltung wird beauftragt, alle planerischen Voraussetzun-

gen für den Bau der Grundschule zu schaffen.



3. Für den Neubau gilt das anliegende Raumprogramm - Anlage 1 -




vorbehaltlich der Zustimmung durch die Schulaufsicht.


Vertagt

20. Betreff: Sanierung und Erweiterung der Realschule Pries      - Drs. 288 -


Berichterstatter: Stadtschulrat Zimmer


Antrag:
1. In der Realschule Pries werden die Altgebäude saniert. Die Ver-

waltung wird beauftragt, die Mittel zum Haushalt 1992 anzumel​den.



2. Vorbehaltlich der Zustimmung der Schulaufsicht wird die Real-




schule Pries um 5 Klassenräume   50 m  = 250 m  erweitert.




Planungsmittel für den Erweiterungsbau sind zum Haushalts-




plan 1992 anzumelden.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

21. Betreff: Berufliche Schulen am Ravensberg -                  - Drs. 369 ​Umstellung der Heizungsart;



hier: Genehmigung einer Eilentscheidung






des Magistrats


Berichterstatter:  Stadtschulrat Zimmer

Antrag:  Folgende vom Magistrat am 29. Mai 1991 getroffene Anordnung nach



§ 82 Abs. 1 GO wird genehmigt.

a) Bei der Haushaltsstelle 24.702.964 - Umstellung des Fernwärme​anschlusses der Beruflichen Schulen am Ravensberg - Struktur​hilfe - wird der sofortigen Leistung einer überplanmäßigen Aus​gabe in Höhe von 170.000 DM zugestimmt.

b) Der vorstehende Betrag wird gedeckt durch Mehreinnahmen in gleicher Höhe bei der Haushaltsstelle 24.702.360 - Vom Bund für die Umstellung des Fernwärmeanschlusses der Beruflichen Schulen am Ravensberg - Strukturhilfe -.


Beschluß:

Nach Antrag - einstimmig -

22. Betreff: Internationaler wissenschaftlicher                  - Drs. 355 ​Ferienkurs der Christian-Albrechts-Universität



zu Kiel 1991



-außerplanmäßige Ausgabe-


Berichterstatter: Stadtschulrat Zimmer

Antrag:  Zugestimmt wird einer außerplanmäßigen Ausgabe von 6.500,-- DM bei der HHSt. 312/592 - Internationaler wissenschaftlicher Ferien​kurs -. Die Mehrausgabe wird gedeckt durch Minderausgaben bei 24/545 - Gebäude- und sonstige Schadensversicherungen -.


Beschluß:

Nach Antrag - einstimmig -

23. Betreff: Einschränkung des Personenkreises, bei              - Drs. 349 ​



dem das Sozialamt wegen des Sozialhilfebezuges




der Angehörigen die bürgerlich-rechtliche




Unterhaltsfähigkeit überprüft


Berichterstatter:  Stadtrat Schroedter

Antrag: Auf die Überprüfung der bürgerlich-rechtlichen Unterhaltsfähigkeit der Eltern alleinerziehender Sozialhilfeempfänger/innen wird inso​weit verzichtet, als der/die Alleinerziehung während der Beutreuung eines oder mehrerer Kinder unter 16 Jahren nicht oder nur einge​schränkt erwerbstätig ist.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

24. Betreff: Umbenennung des Pflegeheimes Süd in                 - Drs. 351 



​"Haus Uhlenkrog"


Berichterstatter: Stadtrat Schroedter

Antrag: Das Pflegeheim Süd, Uhlenkrog 8, wird umbenannt in "Haus Uhlen- 



krog".


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

25. Betreff: Außerplanmäßige Ausgabe zur Beschaffung             - Drs. 375 



​einer Kombikühlzelle im Jugendaufbauwerk




Wellsee


Berichterstatter: Stadtrat Schroedter

Antrag: Zugestimmt wird der Leistung einer außerplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 25.500,-- DM bei der Haushaltsstelle 4683.019.9353 - Beschaf​fung einer Kombi-Kühlzelle für das JAW Wellsee.



Die außerplanmäßige Ausgabe wird gedeckt durch

a) eine außerplanmäßige Einnahme in Höhe von 22.950,-- DM bei der Haushaltsstelle 4683.019.361 - Vom Land für Kombi-Kühlzelle.

b) Minderausgaben bei der Haushaltsstelle 4600.000.9353 - Einrich​tungsstücke der Dienst- und Betriebsräume - in Höhe von





2.550,-- DM.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

26. Betreff: Beschäftigungsprojekt Naturnahe Stadtbegrünung      - Drs. 376 -


Berichterstatter: Stadtrat Schroedter

Antrag: 1. Unter dem Vorbehalt der beantragten Förderung durch die Arbeits​verwaltung und den Minister für Soziales, Gesundheit und Energie wird auf der Grundlage des Beschlusses der Ratsversammlung vom 06.07.1989 - Drs. 350 - der Fortsetzung des "Beschäftigungspro​jektes Naturnahe Stadtbegrünung" und der Bereitstellung der da​für erforderlichen Mittel (vgl. Einnahmen und Ausgabenübersicht, Anlage 1 und 2) zugestimmt.

2. Zugestimmt wird der Leistung von überplanmäßigen Ausgaben im Haushaltsjahr 1991 im Unterabschnitt 4071 - Maßnahmen zur Be​schäftigung arbeitsloser Jugendlicher - bei den Haushaltsstel​len:




a) Verwaltungshaushalt





4
Personalkosten
123.000 DM





416
Sonst. Beschäftigungsentgelte

700 DM





521
Betriebsgerät, -inventar
3.600 DM





540
Grundstücksabgaben

300 DM





560
Dienst- und Schutzkleidung
11.200 DM





624
Bildungsseminare
2.500 DM






Summe:
141.300 DM





Die Mehrausgaben werden gedeckt durch Mehreinnahmen bei





171
Vom Land
58.600 DM





174
Vom Arbeitsamt
62.600 DM





bzw. Einsparungen bei





532
Miete für Arbeitsgeräte
7.900 DM





542
Wasser-, Gas- und Stromkosten

500 DM





544
Reinigungsmittel

200 DM





550
Kfz.-Unterhaltungsmittel
2.800 DM





551
Kft.-Steuer und -versicherung

400 DM





571
Arzneimittel

200 DM





572
Werkstattbedarf

100 DM





622
Päd. Sachbedarf, Öffentlichkeitsarbeit
4.100 DM





650
Bürobedarf

200 DM





654
Reisekosten
3.700 DM






Summe:
141.300 DM




b) Vermögenshaushalt





005.9350  Fahrzeuge
35.000 DM

Die Mehrausgaben werden gedeckt durch Mehreinnahmen bei 005.361   Vom Land
35.000 DM



3. Die Verwaltung wird beauftragt, die sächlichen und organisatori-

schen Voraussetzungen für die Fortführung des Projektes zu schaffen und die erforderlichen Haushaltsmittel in den Nach​tragshaushalt 1991 und die Entwürfe zu den Haushalten 1992 und 1993 aufzunehmen.


Vertagt

27. Betreff: Arbeitsbeschaffungsmaßnahme                         - Drs. 377 ​"Mädchenlernwerkstatt"-Projektorientierte



Gruppenarbeit zum Berufswahlverhalten



von Mädchen -


Berichterstatter: Stadtrat Schroedter


Antrag:
1. Für das Projekt "Mädchenlernwerkstatt" soll eine ABM-Stelle für

eine Sozialpädagogin beantragt werden. Die AB-Maßnahme soll zum 01.10.1991 beginnen.



2. Die ABM-Kraft soll - vorbehaltlich der Zustimmung durch die Ar-




beitsverwaltung - für zwei Jahre beschäftigt werden.



3. Die erforderlichen Mittel für 1991 in Höhe von 16.500,-- DM

(Personalkosten) und 1.300,-- DM (Sachkosten) stehen im UA 4071 - Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung für arbeitslose Jugendliche ​zur Verfügung.




Die erforderlichen Mittel für 1992 in Höhe von 66.000,-- DM

(Personalkosten) und 3.100,-- DM (Sachkosten) und für 1993 in Höhe von 49.500,-- DM (Personalkosten und 2.300,-- DM (Sachko​sten) werden bei der Planung der jeweiligen Hauhalte berücksich​tigt.

4. Die Verwaltung wird beauftragt, die sächlichen und organisatori​schen Voraussetzungen für die Durchführung des Projektes zu schaffen.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

28. Betreff: 1. Änderung und Ergänzung zum B-Plan Nr. 664        - Drs. 358 ​für das Baugebiet Kiel-Projensdorf, südlich

Steenbeker Weg, zwischen B 503 und Schwarzer Weg




(Aufstellungsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag:  Für das Baugebiet Kiel-Projensdorf, südlich Steenbeker Weg, zwi​schen B 503 und Schwarzer Weg wird die 1. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 664 aufgestellt.




Das Baugebiet ist in dem beigefügten Übersichtsplan dargestellt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

29. Betreff: B-Plan Nr. 819 und Aufhebung des B-Planes           - Drs. 359 



​Nr. 606 für das Baugebiet Kiel-Russee,

nördlich Rendsburger Landstraße, zwischen Russeer Weg und den Straßen Am Blöcken und Erlenhorst (Satzungsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag:  I. Die während der öffentlichen Auslegung vom 12.02.1991 bis

12.03.1991 vorgebrachten Bedenken und Anregungen zum erneuten Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 819 von






a) der Unteren Landschaftspflegebehörde

b) dem Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland, Kreisgruppe Kiel






werden teilweise berücksichtigt.

c) der "Siedlergemeinschaft Redderkamp", Redderkamp 28, Kiel 1 d) dem Gewerbeaufsichtsamt






werden nicht berücksichtigt.

II. Für das Baugebiet Kiel-Russee, nördlich Rendsburger Landstraße, zwischen Russeer Weg und den Straßen Am Blöcken und Erlenhorst wird der Bebauungsplan Nr. 819 entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Satzung beschlossen.

Gleichzeitig wird der Bebauungsplan Nr. 606 für das Baugebieet Kiel-Russee, nördlich Rendsburger Landstraße, zwischen Russeer Weg und den Straßen Am Blöcken und Erlenhorst aufgehoben (Sat​zungsbeschluß).

Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.


Beschluß:

Nach Antrag - einstimmig -

30. Betreff: Teillandschaftsplan Russee-Drachensee               - Drs. 360 -


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Den Aussagen des während der Sitzung aushängenden Teillandschafts​planes in Verbindung mit dem beigefügten Maßnahmenkatalog (Anla​ge 1) wird zugestimmt.


Beschluß:  Zurückgestellt

31. Betreff: 1. Nachtragssatzung zur Gebührensatzung             - Drs. 361 ​



über die Sondernutzung an öffentlichen




Straßen in der Landeshauptstadt Kiel




vom 02.05.1989


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Die 1. Nachtragssatzung zur Gebührensatzung über die Sondernutzung an öffentlichen Straßen in der Landeshauptstadt Kiel wird in der dieser Vorlage beigefügten Fassung beschlossen.

Die 1. Nachtragssatzung tritt am 01.07.1991 in Kraft; soweit sich im Rahmen der Beschlußfassung und/oder Veröffentlichung Verzögerun​gen ergeben sollten am 1. des Folgemonats der Veröffentlichung.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

32. Betreff: Außerplanmäßige Ausgabe bei der                     - Drs. 362 ​Haushaltsstelle 700.203.951-Stadtentwässerung;




Erweiterung der Schlammbehandlung und




zusätzliche Betriebseinrichtungen im




Klärwerk Kiel-Bülk


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Bei der neu einzurichtenden Haushaltsstelle 700.203.951 - Stadtent​wässerung; Erweiterung der Schlammbehandlung und zusätzliche Be​triebseinrichtungen im Klärwerk Kiel-Bülk wird einer außerplanmäßi​gen Ausgabe in Höhe von 20.000,-- DM zugestimmt.

Die Ausgabe wird gedeckt durch Wenigerausgaben in gleicher Höhe bei der Haushaltsstelle 700.080.951 - Entwässerungsanlagen im Stadtteil Meimersdorf, 1. Bauabschnitt -.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

33. Betreff: Überplanmäßige Ausgabe bei der                      - Drs. 363 ​Haushaltsstelle 591.000.9352-Forstabteilung-




Technische Arbeitsgeräte, Werkzeuge -


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Bei der Haushaltsstelle 591.000.9352 - Forstabteilung - Technische Arbeitsgeräte, Werkzeuge - wird einer sofortigen überplanmäßigen Ausgabe von 23.000,-- DM zugestimmt.



Die Ausgabe wird gedeckt durch

1. Mehreinnahmen bei der Haushaltsstelle 591.000.345 - Forstabtei​lung - Aus der Veräußerung beweglicher Sachen - 





mit                                                4.000,-- DM

2. Minderausgaben bei der Haushaltsstelle 591.110.952 - Forstabteilung - Erstauf- 

forstung von landwirtschaftlichen Nutzflächen mit 19.000,-- DM





                                                  23.000,-- DM


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

34. Betreff: Überplanmäßige Ausgabe bei der                      - Drs. 364 ​Haushaltsstelle 602.6792-Tiefbauamt;




Kostenerstattung für die Unterhaltung




von Kraftfahrzeugen


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag:  Bei der Haushaltsstelle 602.6792 - Tiefbauamt; Kostenerstattung

für die Unterhaltung von Kraftfahrzeugen - wird einer überplanmä​ßigen Ausgabe von 16.103,-- DM zugestimmt.

Die Ausgabe wird gedeckt durch Mehreinnahmen bei der Haushalts​stelle 771.1691 - Zentrale Kraftfahrzeugwerkstatt; sonstige innere Kostenerstattungen -.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

35. Betreff: Überplanmäßige Ausgabe bei der                      - Drs. 365 ​Haushaltsstelle 700.020.951-Stadtentwässerung; Entwässerungsanlagen im Stadtteil Hammer,




1.Bauabschnitt


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Bei der Haushaltsstelle 700.020.951 - Stadtentwässerung; Entwässe​rungsanlagen im Stadtteil Hammer, 1. Bauabschnitt - wird eine rü​berplanmäßigen Ausgabe von 120.000,-- DM zugestimmt.

Die Ausgabe wird gedeckt durch Wenigerausgaben in gleicher Höhe bei der Haushaltsstelle 700.181.951 - Sanierung/Neubau des Hauptsamm​lers zum Klärwerk Kiel in Bülk -.


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit-

36. Betreff: Widmung von Straßen im Stadtgebiet Kiel             - Drs. 366 -


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Gemäß § 6 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Schleswig-Hol-

stein (StrWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Januar 1979 (GVOBl. Schl.-H., S. 163), geändert durch Gesetz vom 21. März 1989 (GVOBl. Schl.-H., S. 44), wird der Verbindungsweg Radsredder-Wisch​hofstraße nach § 3 Abs. 1 Nr. 4b) StrWG für den öffentlichen Ver​kehr als Fußweg gewidmet.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

37. Betreff: Erstellung eines Mietspiegels für die               - Drs. 368 ​Landeshauptstadt Kiel


Berichterstatter: Stadtrat Tovar

Antrag: 1. Der Magistrat wird ermächtigt, mit dem Geographischen Institut





der Christian-Albrechts-Universität Kiel weitere Verhandlungen

mit dem Ziel des Abschlusses eines Werkvertrages zur Erstellung eines Mietspiegels zu führen.

2. Gleichzeitig sollen Verhandlungen mit dem Institut Wohnen und Umwelt GmbH (IWU), Darmstadt, geführt werden, um dieses Institut für eine fachberatende Mitarbeit zu gewinnen.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

38. Betreff: Jahresabschluß der Versorgung und Verkehr           - Drs. 352 



​Kiel GmbH für das Geschäftsjahr 1990


Berichterstatter:  Stadtrat Dr. Kirschnick

Antrag: Der Vertreter der Landeshauptstadt Kiel in der ordentlichen Gesell​schafterversammlung der Versorgung und Verkehr Kiel GmbH wird ange​wiesen, nachstehenden Beschlüssen zuzustimmen:

1. Feststellung des Jahresabschlusses 1990 der Versorgung und Ver​kehr GmbH und Vortrag des eingetretenen Bilanzverlustes von





                        7.042.702,59 DM





auf Rechnung des Geschäftsjahres 1991.

2. Entlastung des Aufsichtsrates und der Geschäftsführung für das Geschäftsjahr 1990.

3. Bestellung der BDO Deutsche Warentreuhand Aktiengesellschaft, Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Kiel, zum Abschlußprüfer für das Geschäftsjahr 1991.

An der Beratung und Beschlußfassung nehmen die gewählten Aufsichtsratsmit​glieder der VVK und die dort Beschäftigten nicht teil.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

39. Betreff: Änderung der Tarif- und                             - Drs. 353 ​Beförderungsbedingungen der KVAG


Berichterstatter: Stadtrat Dr. Kirschnick

Antrag: Der Vertreter der Landeshauptstadt Kiel in der Gesellschafterver​sammlung der Versorgung und Verkehr Kiel GmbH wird angewiesen, in der Gesellschafterversammlung oder im schriftlichen Verfahren gemäß § 12 Absatz 4 Satz 2 des Gesellschaftsvertrages folgendem Beschluß zuzustimmen:

"Zum 1. August 1991 werden die Tarif- und Beförderungsbedingungen der KVAG den vereinbarten Regelungen innerhalb der Tarif- und Ver​kehrsgemeinschaft Kieler Umland angepaßt."

An der Beratung und Beschlußfassung nehmen die gewählten Aufsichtsratsmit​glieder der VVK und der KVAG sowie die dort Beschäftigten nicht teil.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

40. Kleine Anfragen 

Stadtpräsidentin   R e y e r    (SPD) teilt hierzu mit, der Ältestenrat ha​be beschlossen, daß Kleine Anfragen nur noch schriftlich beantwortet werd​fen.

Sie werden aber, damit jeder Kenntnis nehmen kann, weiterhin in die Tages​ordnung der Ratsversammlung aufgenommen.

Die Antworten auf die genannten Kleinen Anfragen werden den Fragestellerin​nen und Fragestellern und den Ratsfraktionen nach Fertigstellung übersandt.


- Kenntnis genommen -

a) Mädchenhaus                                              - Drs. 389 -



----------- 



Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

1. Was ist von der Stadt Kiel bisher unternommen worden, um der Initia​tive AUTONOMES MÄDCHENHAUS des Vereins LOTTA e. V. bei der Suche ge​eigneten Wohnraums zur Einrichtung der Zufluchtstätte behilflich zu sein?

2. Was gedenkt die Stadt Kiel in Zukunft zur Beschleunigung dessen bei​zutragen?

3. Inwiefern wurden bzw. werden folgende Möglichkeiten der Unterstützung in Betracht gezogen: 

a. die Stadt Kiel kauft geeigneten Wohnraum zwecks Vermietung an den Verein an? 

b. die Stadt Kiel stellt dem Verein frei, das für die Anmietung zur Verfügung gestellte Geld zum Ankauf geeigneten Wohnraums zu nut​zen?



Die Antwort wird wie beigefügt gegeben.



- Kenntnis genommen -

b) "Capri"-Treffen in Pries-Friedrichsort                   - Drs. 421 -



-------------------------------------- 



Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

1. Welches Amt bzw. welcher Dezernent ist zuständig bzw. verantwortlich gewesen für die Genehmigung des sogenannten "Capri"-Treffens in Pries-Friedrichsort Mitte Mai 1991?

2. Welche Unterstützung von seiten der Landeshauptstadt Kiel hat es für dieses Treffen gegeben?

3. Ist der Magistreat der Auffassung, daß Treffen dieser Art (5.000 Teilnehmer, 1.010 Autos) unterstützenswert sind bzw. wird der Magi​strat in Zukunft Treffen dieser Art genehmigen und unterstützen?



Beschluß:  Die Antwort liegt noch nicht vor

41. Große Anfragen


- liegen nicht vor -

42. Betreff: Mitgliedschaft der LH Kiel im                       - Drs. 400 ​Stifterverband Umweltagentur


Berichterstatter: Stadtrat Schirmer

Antrag: Die Landeshauptstadt Kiel wird Fördermitglied in dem Stifterverband Umweltagentur Schleswig-Holstein e. V.. Der zu entrichtende Beitrag beläuft sich für 1992 auf 300,-- DM und für die Folgejahre auf 3.600,-- DM jährlich.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

43. Betreff: Einladung durch das Umweltamt Tallinn               - Drs. 401 -


Berichterstatter: Stadtrat Schirmer

Antrag:  Die Einladung durch das Umweltamt Tallinn vom 14. Februar 1991




(siehe Anlage) wird angenommen.

Entstehende Reisekosten für die Delegationsfahrt (3 Teilnehmer) in Höhe von 2.400,-- DM werden durch eine überplanmäßige Ausgabe bei der HHSt. 115.654 - Reisekosten, Wegstreckenentschädigungen - ge​deckt.




Deckungsvorschläge:

a) Minderausgaben bei der HHSt. 3020.5910 - Veranstaltungen zur Förderung der Auslandsbeziehungen, Städtepartnerschaften, Städte​freundschaften - des Presseamtes in Höhe von 1.000,-- DM

b) Minderausgaben bei der HHSt. 115.572 - Sonstige Verbrauchsmit​tel - in Höhe von 1.400,-- DM.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

44. Betreff: Ergänzung des Aufstellungsbeschlusses für den       - Drs. 402 




​B-Plan Nr. 752 für das Baugebiet Kiel-Neumühlen-

Dietrichsdorf, beiderseits Heikendorfer Weg, Grenzstr., Großer Ebbenkamp, Geldbeutel, südlich der Grundstücke Eekberg, nördlich Tiefe Allee bis zur östlichen Grenze der Grundstücke Schönkirchener Str. 31 u. 40, Scharweg 15 u. 24, Schwentine vom 21.02.1985 (Aufstellungsbeschluß)


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Für den Bebauungsplan Nr. 752 für das Baugebiet Kiel-Neumühlen- Dietrichsdorf, beiderseits Heikendorfer Weg Grenzstraße, Großer Eb​benkamp, Geldbeutel, südlich der Grundstücke Eekberg, nördlich Tie​fe Allee bis zur östlichen Grenze der Grundstücke Schönkirchener Straße 31 und 430, Schwarweg 15 und 24, Schwentine wird der Auf​stellungsbeschluß der Ratsversammlung der Landeshauptstadt Kiel vom 21.02.1985 ergänzt.



Das Baugebiet ist in dem beigefügten Übersichtsplan gekennzeichnet.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

45. Betreff:  Veränderungssperre Nr.42 für den Geltungsbereich    - Drs. 418 



​des B-Planes Nr.752 mit dem Baugebiet Kiel-Neumühlen-Dietrichsdorf,beiderseits Heiken-




dorfer Weg,Grenzstr.,Großer Ebbenkamp,Geldbeutel,

südlich der Grundstücke Eekberg, nördlich Tiefe Allee bis östliche Grenze Schönkirchener Str. 31 und 40, Scharweg 15 und 24, Schwentine


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Die beigefügte Satzung der Landeshauptstadt Kiel über die Verände​rungssperre Nr. 42 für den Geltungsbereich des in Aufstellung be​findlichen Bebauungsplan Nr. 752 mit dem Baugebiet Kiel-Neumühlen​Dietrichsdorf, beiderseits Heikendorfer Weg, Grenzstr., Großer Eb-

benkamp, Geldbeutel, südlich der Grundstücke Eekberg, nördlich Tie​fe Allee bis östliche Grenze Schönkirchener Str. 31 und 40, Schwar​weg 15 und 24, Schwentine, wird entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan beschlossen.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

46. Betreff: Abschluß eines Schmutzwasserabnahmevertrages        - Drs. 408 



​mit der Gemeinde Raisdorf


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Die Verwaltung wird ermächtigt, mit der Gemeinde Raisdorf Verhand​lungen zum Abschluß eines Schmutzwasserabnahmevertrages aufzuneh​men. Grundlage für die Vertragsverhandlungen ist der Entwurf für die Neufassung des Schmutzwasserabnahmevertrages zwischen der Lan​deshauptstadt Kiel und den Umlandgemeinden.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

47. Verschiedenes

Stadtpräsidentin   R e y e r    (SPD) erinnert nochmals an die Bundestagung der Hiroshima-Städte am 3. und 4. Juli 1991 und bittet um rege Teilnahme.

Sie wünscht den Damen und Herren Ratsmitgliedern eine schöne Kieler Woche und schöne Ferien und teilt mit, daß die nächste Sitzung der Ratsversamm​lung am 22./23. August 1991 stattfindet.



Stadtpräsidentin             1. Schriftführer           2. Schriftführer



1. Stellv.                   2. Stellv.



Schriftführer                Schriftführer

